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ihren Arbeitsort innerhalb der Staatsgebiete 
der Vertragsparteien frei zu wählen. 

Zur Abfederung der negativen Folgen des 
Abkommens wurden ab Juni 2004 flankie-
rende Massnahmen eingeführt. Die Massnah-
men sehen vor, dass in die Schweiz entsendete 
Arbeitnehmende unter denselben Arbeitsbe-
dingungen angestellt werden wie inländische 
Arbeitskräfte. Deshalb sind auch für sie die 
Bestimmungen bezüglich Mindestlohn, Ruhe-
zeit, Ferien, Arbeitssicherheit, Gesundheits-
schutz, Schutz zu Gunsten von Schwangeren 
und Wöchnerinnen, Kindern und Jugendlichen 
zu berücksichtigen. In Vergangenheit wurden 
diese Regelungen ungenügend umgesetzt, weil 
Generalunternehmen Aufträge an Subunter-
nehmen weitergaben, ohne die Einhaltung der 
genannten Vorgaben zu kontrollierten. Des-
halb gilt neu, dass Generalunternehmen zivil-
rechtlich für die Nichteinhaltung der vorge-
schriebenen Arbeitsbedingungen durch einen 
Subunternehmer haftet, sofern dem General-
unternehmen kein besonderer Entlastungsbe-
weis gelingt. Weitere wichtige Instrumente zur 
Bekämpfung des Lohn- und Sozialdumpings 
stellen mit Blick auf das FZA insbesondere 
auch der bereits genannte (allgemein verbind-
liche) GAV sowie der NAV dar. Die im Februar 
2014 angenommene Masseneinwanderungs-
initiative hat unter anderem zur Umsetzung des 
«Inländervorrangs light» im Juli 2018 geführt. 
Dieser zwingt Arbeitgebende bestimmter Bran-
chen offene Stellen als erstes dem RAV zu 
 melden. 

Abschliessend ist zu erwähnen, dass sich 
das Arbeitsrecht laufend an die neuen Bedürf-
nisse der Gesellschaft anpassen sollte. So muss 
der Gesetzgeber Aktualitäten mit sozialpoli-
tischem Hintergrund, wie z. B. der Problema-
tik des schwachen Kündigungsschutzes von 
Whistleblowern oder auch die Einhaltung von 
Mindestlöhnen Rechnung tragen. Weiter ist er 
gefordert, internationale Entwicklungen in der 

Gesetzgebung zu berücksichtigen. Bereits jetzt 
zeigt sich eine Prägung durch die Sozialpolitik.

Sara Licci & Tanja Juelich
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Arbeitsschutz

Aufgrund der Bundesverfassung kann der Bund 
Vorschriften über den Schutz von Arbeitneh-
menden erlassen. Darunter wird die Abwehr 
von Gesundheitsgefahren, aber auch der 
Schutz der Persönlichkeitssphäre der Arbeit-
nehmenden verstanden. Mit dem UNO-Pakt I 
hat sich die Schweiz zu «gerechten und güns-
tigen Arbeitsbedingungen» verpflichtet. Sie 
hat auch mehrere Übereinkommen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation ratifiziert. Die 
Unfallverhütung ist im Unfallversicherungs-
gesetz, die Prävention aller anderen Gesund-
heitsrisiken im Arbeitsgesetz geregelt. Das 
Gleichstellungsgesetz sieht besondere Rechts-
ansprüche bei Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts und bei sexueller Belästigung vor. 
Gemäss Arbeitsvertragsrechts haben Arbeit-
nehmende einen vertraglichen Anspruch auf 
Schutz ihrer physischen und psychischen 
Integrität. Die Mindestdauer der Ferien ist 
ebenfalls im Obligationenrecht geregelt. Nor-
mal- und Gesamtarbeitsverträge können Min-
destlöhne vorschreiben. Gesetzliche Vorschrif-
ten für minimale Löhne gibt es in der Schweiz 
bislang nicht.
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Soziale Motive und der Schutz vor Gefah-
ren für die Gesundheit standen schon im 
19. Jh. hinter den Bemühungen, die täglichen 
Arbeitszeiten zu beschränken. Die gesetzlichen 
Arbeitszeitbegrenzungen der Kantone wur-
den 1877 durch das eidgenössische Fabrikge-
setz abgelöst, das damals als fortschrittlichs-
tes Arbeitsschutzgesetz auf dem europäischen 
Kontinent galt. Zentrale Anliegen des Fabrik-
gesetzes waren Regelung von Arbeits- und 
Ruhezeiten, Kinderschutz sowie Schutz vor 
Unfällen, Berufskrankheiten und Überbean-
spruchung. Mit dem Arbeitsgesetz wurde 1966 
dieser Schutz auf Arbeitnehmende in Handel 
und Gewerbe ausgedehnt. Im Zusammenhang 
mit der Anpassung an das Recht der Europäi-
schen Union wurde 1993 der Geltungsbereich 
zentraler Gesundheitsschutzbestimmungen 
auf Angestellte der öffentlichen Verwaltung 
erweitert. Mit der Einführung einer obligato-
rischen Unfallversicherung wurden 1984 die 
Bestimmungen über die Unfallverhütung ins 
Unfallversicherungsgesetz «verlagert», was lei-
der zu einem Dualismus im Vollzug führte. 

Den Arbeitsschutzbestimmungen ist gemein-
sam, dass die Arbeitgebenden die Verantwor-
tung tragen, ihre Mitarbeitenden optimal vor 
Gefahren am Arbeitsplatz zu schützen. Sie 
müssen dafür sorgen, dass die Bestimmungen 
zu Arbeits- und Ruhezeiten eingehalten wer-
den. Arbeitgebende haben auch die Pflicht, alle 
erforderlichen und zumutbaren Massnahmen 
zu treffen, um schädliche oder lästige Einwir-
kungen am Arbeitsplatz auf die Gesundheit 
und Persönlichkeit der Mitarbeitenden zu ver-
hindern. Die betriebliche Einrichtung und der 
Arbeitsablauf sind mit Blick auf Vermeidung 
von Gesundheitsgefährdung und Überbean-
spruchung zu gestalten. Arbeitnehmende sind 
ihrerseits verpflichtet, die Arbeitgebenden 
dabei zu unterstützen und haben ein betrieb-
liches Mitspracherecht in diesen Fragen. Das 
Unfallversicherungsgesetz und das Arbeits-
gesetz regeln die Grundsätze von Unfallver-
hütung und Gesundheitsschutz. Alles Weitere 

wird auf Verordnungsstufe geregelt und durch 
Richtlinien und Wegleitungen konkretisiert. 
Damit sollen neue Erkenntnisse und wirksame 
Massnahmen rasch umgesetzt werden. Die 
Kontrolle obliegt der Suva und den Arbeits-
inspektoraten. Aber auch die einzelnen Arbeit-
nehmenden können sich auf diese Bestim-
mungen berufen. Für Jugendliche sowie für 
Schwangere und stillende Mütter gelten beson-
dere Arbeits- und Ruhezeitvorschriften. Zum 
Schutz des ungeborenen Kindes sind spezifi-
sche Massnahmen zu treffen. Ergänzend dazu 
regelt das Erwerbs ersatzgesetz den Anspruch 
auf Mutterschaftsentschädigung während 14 
Wochen nach der Geburt. 

Der gesetzliche Mindestanspruch auf Ferien 
beträgt in privatrechtlichen Arbeitsverhältnis-
sen vier Wochen bzw. fünf Wochen für unter 
20-Jährige. Öffentlich-rechtliche Personalge-
setze gehen zum Teil darüber hinaus.

Im Vergleich zum Recht der Europäischen 
Union fällt auf, dass in der Schweiz Gesund-
heitsprävention und Unfallverhütung in zwei 
Rechtsgrundlagen und zwei Vollzugsorganisa-
tionen auseinanderfallen. Dieses Problem ver-
sucht man durch Koordination zu entschärfen, 
aber eine stärkere Verknüpfung von health and 
security, wie international üblich, fehlt hierzu-
lande. Unternehmen in der Europäischen Union 
sind verpflichtet, regelmässig alle Gefahren an 
ihren Arbeitsplätzen umfassend zu analysie-
ren. Solche Gefährdungsbeurteilungen sind in 
der Schweiz nur für das Arbeitsumfeld werden-
der Mütter und zur Prävention von Unfällen 
und Berufskrankheiten in Betrieben mit hohem 
Gefährdungspotenzial vorgeschrieben, nicht 
aber eine systematische Ermittlung der sonsti-
gen Risiken für die physische und psychische 
Gesundheit. 

Im internationalen Kontext ist speziell, 
dass einzelne Bereiche des Arbeitsschutzes 
den Sozialpartnern überlassen werden. So 
sind seit 2016 Ausnahmen zur Erfassung und 
Dokumentation der Arbeitszeiten aufgrund 
entsprechender Vereinbarungen möglich. Die 
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Schweizer Gesetzgebung zur Gesundheitsprä-
vention ist wenig detailliert und enthält viele 
interpretationsbedürftige Grundsätze. Dies 
dürfte u. a. daran liegen, dass bereits im Vor-
gang zum eigentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren die Sozial partner eingebunden werden, was 
Gesetzesrevisionen schwierig und schwerfällig 
macht.

Bestimmungen zum Schutz der Arbeitneh-
menden stehen immer in einem Spannungs-
verhältnis zur Wirtschaftsfreiheit, welche in 
der Schweiz ebenfalls auf Verfassungsebene 
gewährleistet ist. Dies kommt insbesondere in 
einer grossen Zurückhaltung gegenüber staat-
lichen Lohnvorschriften zum Ausdruck. Auch 
der Schutz vor Diskriminierungen im Erwerbs-
bereich beschränkt sich auf Geschlechterdiskri-
minierungen. Ein allgemeiner Schutz aufgrund 
anderer Diskriminierungs-Merkmale fehlt bis-
lang, denn das Behindertengleichstellungsge-
setz gilt einzig für das Personal der Bundes-
verwaltung. Für ausländische Beobachter kaum 
nachzuvollziehen ist, dass eine Erhöhung der 
minimalen Feriendauer in Volksabstimmungen 
schon mehrmals verworfen worden ist (letzt-
mals 2012).

Ein wachsender Teil der beruflichen Tätig-
keit zeichnet sich durch örtliche und zeitliche 
Flexibilität aus. Welchen Einfluss dies auf den 
Schutz der Arbeitnehmenden hat, wird noch 
wenig diskutiert. Auch in der Schweiz ist die 
Tendenz zu beobachten, dass Schutzbestim-
mungen als hinderlich empfunden und deswe-
gen Arbeiten auf Freelancer verlagert werden. 
Allerdings ist die Rechtsprechung (noch) streng 
und toleriert Scheinselbstständigkeit weder zur 
Umgehung von arbeitsrechtlichen noch sozial-
versicherungsrechtlichen Bestimmungen. Auf-
grund der Arbeitsmigration sollte der Schutz 
von Arbeitnehmenden in der Landwirtschaft 
und in privaten Haushalten verbessern werden, 
indem diese Arbeitsstellen dem Arbeitsgesetz 
unterstellt und stärker kontrolliert werden.

Alleroberste Führungspersonen eines Unter-
nehmens unterstehen als Arbeitnehmende mit 

«höherer leitender Tätigkeit» nicht den Arbeits-
zeitvorschriften. Insbesondere von Dienst - 
leistungsbetrieben wurde das Bedürfnis nach 
Ausnahmen für weitere Arbeitnehmende mit 
grosser Autonomie in der Arbeitsgestaltung 
angemeldet. Dies steht allerdings im Wider-
spruch zur Feststellung, dass eine zuneh-
mende Zahl von Arbeitnehmenden (auch in 
anspruchsvollen Positionen) zeitlich, phy-
sisch und insbesondere psychisch unter hohen 
Anforderungen am Arbeitsplatz leiden. Die 
finanziellen und sozialen Folgen von Unfällen 
und arbeits bedingten Erkrankungen werden 
von den Sozialversicherungen, den Betroffe-
nen und ihren Familien sowie der Allgemein-
heit getragen. Daher ist es problematisch, den 
Arbeitsschutz abzubauen, ohne im Gegen-
zug das Verursacherprinzip zu stärken, indem 
Unternehmen sich stärker an den finanziel-
len Folgen mangelnder Prävention beteiligen 
 müssen.

In Gesetzgebung und Rechtsprechung ist 
das Bewusstsein noch wenig ausgeprägt, dass 
Verletzungen der persönlichen Integrität am 
Arbeitsplatz (z. B. Mobbing, Diskriminierung 
wegen Alter, Herkunft, Religion) verhindert 
und sanktioniert werden müssen. Auch die 
Wirkung von gesetzlichen Lohnvorschriften 
wird sehr kontrovers wahrgenommen. 

Sabine Steiger-Sackmann
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